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Forderungen und Strategien zur Lösung von Versorgungsproblemen und wirtschaftlicher Schwierigkeiten im Bereich der Langzeitpflege.  

Persönliche Schutzausstattung (PSA)
	Problem
	In vielen Ländern wurden Pflegeeinrichtungen bisher nicht in die von den Ländern beauftragte Bedarfsermittlung einbezogen. In Pflegeeinrichtungen herrscht bereits jetzt ein Mangel an regulärer Schutzausstattung, viele Einrichtungen weisen kaum Lagerbestände auf. Eine Bevorratung von speziellen Schutzmasken

	Lösungen
	· Die Ländergesteuerte Bedarfsermittlung und Verteilung von Schutzausrüstung müssen Pflegeeinrichtungen (ambulant, stationär, teilstationär) in jedem Fall berücksichtigen.
· Zentrale Ausgabe und Verteilung der Schutzausrüstung in den Ländern muss Pflegeeinrichtungen angemessen berücksichtigen.
· Erhöhte Preise müssen unterbunden werden. Sollte Material zu erhöhten Preisen eingekauft worden sein, müssen die Kostenträger den Mehraufwand gegen Quittung refinanzieren.   
· Netzwerke auf örtlicher Ebene aktivieren, um kurzfristige Lösungen zu schaffen (gegenseitiges Aushelfen mit Schutzausrüstung).
· Empfehlungen zur Wiederaufbereitung von Schutzausrüstung (z.B. Kittel) sollten auf Weisung des BMG unverzüglich vom RKI erlassen werden
· Im Notfall muss in allen Ländern durch Anzeige der Ansprechpersonen/Leitstellen/Erreichbarkeit außerhalb der Geschäftszeiten gegenüber den Pflegeeinrichtungen sichergestellt sein, dass mit den zuständigen Gesundheitsämtern ggf. unter Beteiligung der Heimaufsicht und Pflegekassen Lösungen gefunden werden müssen.



Desinfektionsmittel
	Problem
	Die Herstellung durch Apotheken kann den Bedarf an Desinfektionsmittel nicht decken. Fehlendes Desinfektionsmittel erhöht die Infektionsgefahr in Pflegeeinrichtungen, bringt die Versorgungssicherheit in Gefahr und stellt die Sicherstellung des Versorgungsauftrages in Frage. 

	Lösungen
	· Sollte es zur zentrale Ausgabe und Verteilung von Desinfektionsmittel in den Ländern kommen, müssen Pflegeeinrichtungen angemessen berücksichtigt werden.
· Erhöhte Preise müssen unterbunden werden. Sollte Material zu erhöhten Preisen eingekauft worden sein, müssen die Kostenträger den Mehraufwand gegen Quittung refinanzieren.   
· Netzwerke auf örtlicher Ebene aktivieren, um kurzfristige Lösungen zu schaffen (gegenseitiges Aushelfen mit Desinfektionsmitteln)



Finanzierung / Liquiditätsengpässe & Wirtschaftliche Schwierigkeiten 
	Problem
	Den Trägern drohen bei Schließung oder bei Einschränkungen bzw. Mehraufwand durch 
· Aktivierung der Pandemipläne, 
· Aktivierung von Personal bspw. Aufstockung von Teilzeitbeschäftigten, 
· Bonuszahlungen an die Beschäftigten,
· Beschaffung von Schutzausstattung und 
· durch Coronafälle in der Belegschaft oder bei den zu versorgenden Pflegebedürftigen 
wirtschaftliche Schwierigkeiten und ggf. die Insolvenz. 
Ad hoc sind Tagespflegeeinrichtungen und ggf. Kurzzeitpflegeeinrichtungen betroffen, weil Tages- bzw. Kurzzeitpflegegäste die Versorgung absagen oder weil konkret Tagespflegen per Anordnung in den Ländern geschlossen werden. Kredite werden für gemeinnützige Träger keine Hilfe bieten, da diese auf Grund der engen Vorgaben an die Wirtschaftlichkeit kaum rückzahlbar sind.

	Lösungen
	· Für die Pflegeeinrichtungen ist ein Schutzschirm zu spannen. Denkbar ist ein Fond, aus dem später die o.g.  Mehraufwendungen bzw. Mindereinnahmen reguliert werden, sofern nicht im Rahmen anderer Mechanismen wie Kurzarbeit oder Infektionsschutzgesetz (im Rahmen der Vorsorge) Härten bereits ausgeglichen werden konnten.
· Hinsichtlich der Auftragsrückgänge oder der Schließungen bei Tagespflegeeinrichtungen fordern wir eine Weiterfinanzierung durch die Pflegekassen und zwar in Höhe der durchschnittlichen Leistungsbeträge eines zu bestimmenden vergangenen Zeitraums. Mindereinnahmen durch fehlende Eigenanteile sind ebenfalls auszugleichen. Da Pflegekassen ohne Leistungserbringung keine Zahlungen unternehmen, bedarf es des Handelns des BMG und ggf. des Gesetzgebers. Ggf. ist ein Rundschreiben des GKV ausreichend. Das Personal der Tagespflege kann dann nach einem noch zu findenden Regelwerk anderswo eingesetzt werden – insbesondere in der ambulanten Pflege und bspw. in der Häuslichkeit bei den ansonsten in der Tagespflege versorgten Pflegebedürftigen.
· Für die Kurzzeitpflege ist ein analoges Vorgehen denkbar und sinnvoll, sofern Auftragseinbußen aufgrund von Absagen der ansonsten in dieser Jahreszeit üblichen Urlaubspflegen zu verzeichnen sind. Sie arbeitsfähig zu halten ist strategisch sinnvoll, weil sie im Krisenfall bereitstehen sollten, wenn die Krankenhäuser betten freimachen müssen.



Kita- und Schulschließungen
	Problem
	Die Regelung der Kita- und Schulschließungen umfasst die Notbetreuung für Personen in systemrelevanten Berufen. Die Voraussetzung hierfür, dass beide Eltern in systemrelevanten Berufen beschäftigt sein müssen, führt in Familien mit einem Elternteil in einem systemrelevanten Beruf zu wirtschaftlichen Abwägungen. Es wird infolgedessen beobachtet, dass Frauen in einem pflegerischen Beruf zur Kinderbetreuung zu Hause bleiben, während der Mann aufgrund eine höheren Einkommens arbeiten geht. Die Konsequenz ist das Fehlen von dringend benötigtem Personal in Pflegeeinrichtungen.

	Lösungen
	Die Notbetreuung muss auch greifen, wenn nur ein Elternteil einen systemrelevanten Beruf innehat. Die Länder müssen Ihre Anordnungen insoweit anpassen. 



MDK-Prüfung / Heimaufsicht / Indikatorenerhebung. 
	Problem
	Vulnerable Personengruppen, wie pflegebedürftige Menschen, müssen vor dem Infektionsrisiko geschützt werden, Pflegedienste- und  -einrichtungen müssen ihre Arbeit auf das wesentliche konzentrieren und von anderen Aufgaben entlastet werden. Aus diesem Grund empfiehlt der GKV-Spitzenverband bereits die sofort und vorläufige Aussetzung bis Ende Mai 2020 auf die Durchführung von Qualitätsprüfungen nach § 114 SGB XI in ambulanten, teil- und vollstationären Pflegeeinrichtungen zu verzichten. 

	Lösungen
	Darüber hinaus sollte gesetzlich im SGB XI geregelt werden, die Testphase der Indikatorenerhebung / Ergebniserfassung um mind. 6 Monate zu verlängern. Weiterhin ist von den Ländern zu fordern, dass auch die Heimaufsicht ihre Prüfungen aussetzen




Ambulante Pflege: Wie wird mit dem Pflegeberatungs-Pflichtbesuch § 37 Abs. 3 SGB XI verfahren?
	Problem
	Die Pflegedienste werden diesen gegenwärtig nicht anbieten können, das darf aber für die Pflegegeldempfänger keine Folgen haben.

	Lösungen
	Es bedarf einer gesetzlich befristeten Übergangsregelung im SGB XI, dass § 37.3 SB XI Besuche ausgesetzt werden und die Nichtinanspruchnahme ohne Folgen für Pflegegeldempfänger*innen und Pflegeeinrichtung bleibt. 



Ausfall von Personal in Pflegeinrichtungen 
	Problem
	Im Zuge der Corona Krise ist davon auszugehen, dass Personal in Pflegeeinrichtungen krankheitsbedingt ausfällt. Pflegeeinrichtungen können einerseits die Versorgung mit weniger Pflegepersonal nicht sicherstellen und verletzten zudem den mit den Kostenträgern geschlossenen Versorgungsvertrag.

	Lösungen
	· Die Kompensation des Ausfalls muss durch Personal anderer Einrichtungen, bspw. geschlossener Tages- oder auch Kurzzeitpflegeeinrichtungen trägerübergreifend unbürokratisch möglich sein. Hierfür sind im SGB XI Übergangsregelungen zur Kooperation von Pflegeeinrichtungen untereinander vorzusehen, ggf. in Form der Modifizierung der Regelungen zum Gesamtversorgungsvertrag nach § 72 Abs. 2 SGB XI. Damit können die Vertragsgrundlagen zwischen den Vertragspartnern auf Landesebene schnell angepasst werden. 
· Im Ausnahmezustand muss auch ein „Reservisten-Einsatz“ von Pflegekräften aus Heimaufsicht, MDK und Pflegekassen möglich sein. Hierfür sind auf Landesebene Regelungen zu schaffen.  
· Ferner müssen die gesetzlichen und vertragliche Regelungen hinsichtlich ArbeitszeitG und Arbeitnehmerüberlassung angepasst oder für die betroffenen Bereiche befristet ausgesetzt werden, um es im Ausnahmezustand einerseits den Arbeitnehmer*innen in der Pflege zu ermöglichen über die tägliche und wöchentliche Arbeitszeit hinaus tätig sein zu können. Andererseits sollte im Falle des Einsatzes von Personal bei anderen Trägern (im Rahmen einer Kooperation)   vom Gesetzgeber dafür Sorge getragen werden, dass Regelungen zur Arbeitnehmerüberlassung dem nicht entgegenstehen. 



Ausbildung: Schulschließungen & Umgang mit Anfängern ab 01.04.2020?
	Problem
	In einigen Bundesländern beginnt die Generalistische Ausbildung zum 01.04.2020. In den Ländern sind die Schulen bereits geschlossen. Die neuen Auszubildenden können nicht ohne schulische Vorbereitung (und schon gar nicht in Krisenzeiten) ihren Orientierungseinsatz in den Einrichtungen beginnen, da eine hohe Abbrecherquote zu befürchten ist. 

	Lösungen
	· Der Bundesgesetzgeber kann die Umsetzung in den Ländern nicht regeln. Daher müssen die Länder dafür Sorge tragen, dass zunächst der Ausbildungsbeginn überall um einen Monat verschoben wird. 
· Zudem muss die Liquidität in den Schulen sichergestellt werden. Die beabsichtigten Zahlungen der Ausgleichszuweisungen sollen wie geplant geleistet werden. Die Agenturen für Arbeit müssen vom BMAS angewiesen werden, dass die Förderung von Umschülern etc. während der Zeit der Schulschließung im vollen Umfang weiter geleistet wird.  



Arzneimittelversorgung
	Problem
	Es zeichnen sich Lieferengpässe bei Arzneimitteln ab. Dies hat die Unterversorgung mit dringend benötigten Arzneimitteln bei vulnerablen Gruppen zur Folge.

	Lösungen
	· Dienste und Einrichtungen müssen Arzneimittelrezepte für Ihre Pflegebedürftigen und Bewohner*innen unkompliziert bei Ärzt*innen, zur Not auch ohne Gesundheitskarte, anfordern können. 
· Die Bundesregierung wird aufgefordert die Engpässe schnell durch Zukäufe und zentraler Beschaffung und -ausgabe auf dem internationalen Markt zu beheben. 



Ambulante Pflege: Schutz der Mitarbeitenden während der Einsätze
	Problem
	In der ambulanten Pflege kommen die Pflegekräfte in häuslichen Settings mit einer Vielzahl von (vulnerablen) Personen in Kontakt. Damit gefährden Sie hinsichtlich der Verbreitung des Coronavirus sich und andere.   

	Lösungen
	Das BMG wird aufgefordert, durch das RKI prüfen zu lassen, ob eine Empfehlung ausgesprochen wird, nach der bis auf Weiteres die ambulante Versorgung grundsätzlich in Schutzausstattung erfolgen soll. 




Ambulante Pflege: Regelungen zu Verordnungen der HKP
	Problem
	Die Leistungen der Häuslichen Krankenpflege müssen gemäß der (HKP-Richtlinie) von der Vertragsärztin, dem Vertragsarzt oder im Rahmen des Entlassmanagement verordnet werden. Das hat zur Folge, dass sich diese Risikogruppen in Zeiten des Coronavirus zur Ausstellung dieser Verordnungen in Räumlichkeiten begeben müssen, in denen eine erhöhte Gefahr einer Ansteckung besteht. Auch ist zu vermuten, dass sich gesetzlich geregelte Verordnungsverfahren aufgrund der beschränkten Kapazitäten in der ärztlichen Versorgung nicht mehr zu 100 Prozent umsetzen lassen.

	Lösungen
	Die Krankenkassen müssen kulante Fristen im Zusammenhang mit der Verordnung und Einreichung von HKP-Verordnungen geben. Die bereits vom vdek beschlossene rückwirkende Ausstellung der Folgeverordnung darf nicht bis zum 30.4.20 beschränkt werden, sondern muss für den Zeitraum der Krise gelten. Genauso verhält es sich mit dem Vorlegen der Verordnung bei den Krankenkassen. Auch hier ist die bereits getroffene Regelung (10 Tage nach Ausstellung) auf die Dauer der Krise auszuweiten. Der GKV sollte für alle Kassenarten per Rundschreiben diese Vereinfachung herbeiführen. Wird hierzu auf diesem Wege keine vereinheitlichte Lösung geschaffen, ist der Gesetzgeber aufgefordert, dies umgehend im SGB V zu regeln.  



Zusammenarbeit mit örtlichen Gesundheitsämtern
	Problem
	Die Zusammenarbeit mit den örtlichen Gesundheitsämtern ist in den Ländern höchst unterschiedlich. Um eine Versorgung der Pflegebedürftigen ambulant wie stationär in der Krise zu gewährleisten, bedarf es regionaler Notfallpläne, die zum Tragen kommen, wenn ein Träger bspw. den Versorgungsauftrag nicht mehr erfüllen kann. Auch die bloße Erreichbarkeit des zuständigen Amtes scheint gegenwärtig nicht in allen Fällen gewährleistet.   


	Lösungen
	· Die Länder haben Sorge zu tragen, dass der öffentliche Gesundheitsdienst in Zusammenarbeit mit der Heimaufsicht und den Pflegekassen mit den Trägern von Pflegeeinrichtungen umgehend in Notfallplänen klärt, wie Versorgung im Ernstfall sichergestellt werden kann. Dies hat auch zu gelten in Bezug auf pflegende Angehörige, die ggf. ihre Pflege nicht mehr aufrechterhalten können. 
· In allen Ländern muss durch Anzeige der Ansprechpersonen/Leitstellen/Erreichbarkeit während und außerhalb der Geschäftszeiten gegenüber den Pflegeeinrichtungen sichergestellt sein, dass mit den zuständigen Gesundheitsämtern ggf. unter Beteiligung der Heimaufsicht und Pflegekassen Lösungen gefunden werden müssen.



Aussetzung Fachkraftquote / Umgang mit Personalschlüssel
	Problem
	Krankheits- und quarantänebedingt werden Pflegekräfte nicht mehr zur Arbeit erscheinen können. Dies führt dazu, dass Einrichtungen die Fachkraftquote nicht einhalten können. Während hinsichtlich der Personalschlüssel eine vorrübergehende Unterschreitung gesetzlich geregelt ist, muss die Aussetzung der Quote ordnungsrechtlich in den Ländern geregelt werden. In immer mehr Ländern werden Mitteilungen der zuständigen Landesministerien erlassen, dass Corona-bedingte Ausfälle beim Personal zu keinen ordnungsrechtlichen Folgen hinsichtlich der Fachkraftquote führen. Teilweise werden hierzu aber auch auch nur mündliche Auskünfte erteilt, dass dies toleriert wird.

	Lösungen
	· Alle Länder müssen ein einheitliches und verbindliches Vorgehen hinsichtlich der Fachkraftquote vornehmen. 
· Eine Erklärung der Pflegekassen und ggf. der Sozialhilfeträger zur vorrübergehenden Unterschreitung der Personalschlüssel schafft zusätzliche Sicherheit. Insbesondere muss es Aussagen dazu geben, dass keine Vergütungsabschläge erfolgen.  



Einlesen der Gesundheitskarte zum Quartalsbeginn am 01.04.2020
	Problem
	Häusliche Krankenpflege, Arzneimittel o.Ä. können im Quartal nur mit Vorlegen der Gesundheitskarte verordnet bzw.  rezeptiert werden. Das Erscheinen in Arztpraxen ist in der momentanen Situation nicht vertretbar, des Weiteren gilt es Arztpraxen wo immer es geht zu entlasten.

	Lösungen
	Der GKV muss per Rundschreiben eine Übergangslösung anstreben, so dass Folgeverordnungen bzw. Folgerezepte auch ohne Einlesen der Chipkarte für die Dauer der Krise ausgestellt werden.  



Ambulante Hospizdienste
	Problem
	Der Schutz vulnerabler Gruppen, dazu zählen schwerkranke, sterbende und pflegebedürftige Menschen steht in der Zeit der Covid-19-Eindämmung an erster Stelle. Auch die ambulanten Hospizdienste werden weniger Begleitungen durchführen können. Die Situation wird sich auf das aktuelle Förderverfahren nach § 39a SGB V auswirken. 

	Lösungen
	Zur Aufrechterhaltung der Dienste benötigen diese ein rasches und deutliches Signal der Kostenträger, dass die Ausfälle über die Hospizförderung kompensiert werden. Konkret könnte das bedeuten, dass die Hospizförderung für das Förderjahr 2021 die Leistungseinheiten aus dem Erhebungsjahr 2019 berücksichtigt.
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